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Ich möchte Ihnen heute einige „Headliner“ mitteilen, damit kurz und knapp informiert werden, was Sie tun sollten, was Sie unbedingt beachten müssen und was Sie auf jeden Fall unterlassen sollten. 
1. Wenn Ihr Mandant/Ihre Mandantin eine Leibrentenversicherung hat und Gütertrennung vorliegt, sollte überlegt werden, ob man dazu rät, das Kapitalwahlrecht auszuüben. Ich verweise auf den BGH-Beschluss vom 5.10.2011, XII ZB 555/10, FamRZ 2011, 1931.
Leitsatz: Ehezeitlich erworbenes Anrecht aus einer privaten Rentenversicherung unterliegt nicht dem Versorgungsausgleich bei rechtzeitiger Ausübung des Kapitalwahlrechts
2. Wenn die „Gegenseite“ ein endgehaltabhängiges bzw. einkommensabhängiges betriebliches Anrecht erworben hat, ist darauf zu achten, dass das Gericht in der Begründung darauf hinweist, dass die berechtigte Person neben dem öffentlich-rechtlichen Versorgungsausgleich (interne oder externe Realteilung) noch einen Anspruch auf den schuldrechtlichen Versorgungsausgleich hat. Ich verweise auf § 224 Abs. 4 FamFG. 

Hinweis: Bei einem endgehaltabhängigen Anrecht erfolgt der öffentlich-rechtliche Versorgungsausgleich nur in Bezug auf die Versorgung auf der Grundlage des Gehalts am Ende der Ehezeit. Wenn diese ausgleichspflichtige Person in 10, 15 oder 20 Jahren die Betriebsrente erhält, erhält sie die Rente auf der Grundlage des DANN zuletzt gezahlten Gehaltes. Diese Rentenverbesserung aufgrund der DYNAMIK in der Anwartschaftsphase ist noch nicht ausgeglichen worden und IST somit auf Antrag gemäß § 20 VersAusglG auszugleichen. 

3. Wenn Ihr Mandant/Ihre Mandantin Landes- oder Kommunal-Beamter/Beamtin ist und Ihr Mandant/Ihre Mandantin einen Ausgleich in der gesetzlichen Rentenversicherung erhält, sollte überlegt werden, ob eine Vereinbarung gemäß §§ 6 – 8 VersAusglG vorgenommen werden soll, damit Ihr Mandant/Ihre Mandantin zum einen einen geringeren Verlust bei der Beamtenversorgung erleidet und zum anderen nicht noch eine weitere Altersversorgung bei der gesetzlichen Rentenversicherung auf Antrag erhält. Ich verweise auf die Entscheidungen des OLG Schleswig vom 23.10.2012, FamRZ 2013,887 und OLG Celle vom 10.8.2012, 10 UF 139/12. 
4. Bevor Sie lange um die Verminderung von Teilungskosten gemäß § 13 VersAusglG „kämpfen“ sollten Sie prüfen bzw. prüfen/ermitteln lassen, um welchen Rentenbetrag „man“ streitet. Wenn die Teilungskosten bei einem Ausgleichswert in Höhe von 50.000 € z.B. 1.500 € betragen sollen und Sie wollen nur 800 € „akzeptieren“ bzw. für angemessen ansehen, so würde die Rechnung folgendermaßen aussehen: 

Ausgleichswert ohne Teilungskosten auf der Grundlage eines Barwertfaktors in Höhe von z.B. 8,1523 = 50.000 €

a) Ausgleichswert für berechtigte Person mit Teilungskosten in Höhe von ½ x 1.500 € = 49.250 € (50.000 € ./. 750 €).
Rente daraus, wenn für die berechtigte Person ein Barwertfaktor in Höhe von 7,8798 zugrunde zu legen wäre: 49.250 € : 7,8798 : 12 = 520,85 €

b) Ausgleichswert für berechtigte Person mit Teilungskosten in Höhe von ½ x 800 € = 49.600 €

Rente daraus, wenn für die berechtigte Person ein Barwertfaktor in Höhe von 7,8798 zugrunde zu legen wäre: 49.600 : 7,8798 : 12 = 524,55 €
ERGEBNIS: Die um 700 € höheren Teilungskosten ergäben eine Rentenverminderung BEI DIESEM BEISPIEL in Höhe von 3,70 € monatlich.
5. Vereinbaren Sie im REGELFALL keine EXTERNE Realteilung, da die sich daraus ergebende Rente niedriger ist als bei interner Realteilung. 
Ausnahme: Die Mandantin/der Mandant ist noch kein Altersrentenbezieher aber Bezieher einer Rente wegen Erwerbsminderung aus der Deutschen Rentenversicherung und bei INTERNER Realteilung würde der Risikoschutz auf die Altersrente begrenzt!!!!

6. Achten Sie bei der EXTERNEN Realteilung darauf, dass bei der Ermittlung des KapitalWERTES der „richtige“ – angemessene – RECHNUNGSZINS und der RENTENTREND berücksichtigt wurden!

7. Vergessen Sie nicht, die Mandantin/den Mandanten im Abschlussschreiben darauf hinzuweisen, dass spätestens bei eigenem Rentenbeginn der Versorgungsausgleich nochmals überprüft werden sollte um festzustellen, ob ein Abänderungsverfahren möglich und sinnvoll ist oder ob noch ein schuldrechtlicher Versorgungsausgleich beantragt werden muss. 

8. Wenn die Gegenseite ein ausländisches Anrecht hat, sollten Sie sich nicht damit zufrieden geben, dass der schuldrechtliche Versorgungsausgleich „vorbehalten“ bleibt (in der Regel kein Anspruch mehr gemäß § 25 VersAusglG, wenn die ausgleichspflichtige Person verstorben ist) sondern stellen Sie besser einen Antrag auf Abfindung gemäß §§ 23/24 VersAusglG, wobei das Gericht die Zumutbarkeit prüfen muss. 
9. Weisen Sie Ihre Mandantin/Ihren Mandanten darauf hin, dass ein Anspruch auf die Ausgleichsrente bei Tod der ausgleichsverpflichteten Person endet und dass im Regelfall KEIN Anspruch auf die „Teilhabe an der Hinterbliebenenversorgung gemäß § 25 VersAusglG“ besteht, wenn die ausgleichsberechtigte Person nach der Eheschließung wieder geheiratet hat. 

10. Wenn beide Parteien bei der Scheidung bereits Rentner sind und bei einem ABÄNDERUNGSVERFAHREN der jeweilige Versorgungsträger „mit befreiender Wirkung gemäß § 30 VersAusglG“ die Renten in der bisherigen Höhe gezahlt haben, muss ab Wirksamkeit § 226 Abs. 4 FamFG UNTEREINANDER die Aufrechnung erfolgen, bis der jeweilige Versorgungsträger die Renten zahlt. 
11. Vergessen Sie nicht den Antrag nach §§ 35/36 VersAusglG RECHTZEITIG zu stellen, wenn Sie einen Pensionär vertreten, der aufgrund einer „besonderen Altersgrenze“ (Polizeibeamter, Vollzugsbeamte, Feuerwehrleute, Soldaten usw.) pensioniert wurden!!

12. „Verwechseln“ Sie nicht RENTENTEILUNG mit KAPITALWERTTEILUNG. Während man bei der Rententeilung den Halbteilungsgrundsatz nicht bezweifelt, bezweifelt „man“ sehr oft den Grundsatz der Halbteilung bei der Kapitalwertteilung. Allerdings sehen die Versicherungsmathematiker den Grundsatz der Halbteilung AUCH bei der KapitalWERT-Teilung als erfüllt, obwohl ganz unterschiedlich hohe Rentenbeträge „herauskommen“ können bzw. werden. Die Versicherungsmathematiker teilen den WERT eines Anrechts und nicht den BETRAG eines Anrechts. Dieser „feine“ Unterschied kann dazu führen, dass bei einem Ehezeitanteil in Höhe von 1.000 € die ausgleichsberechtigte Person einmal NUR 320 € erhält und ein anderes mal – bei anderen Barwertfaktoren bzw. bei einem anderen STATUS – 650 €!! 

Viele Grüße aus Meckenheim sendet Wilfried Hauptmann 
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Aktuelle Informationen und Neuigkeiten für Rechtsanwälte im Fachbereich Familienrecht











